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Ausgangslage 

 

Damit ein Vorsorgeauftrag den zwingenden 

Formvorschriften genügt, muss er hand-

schriftlich verfasst, datiert und unterzeichnet 

werden. Alternativ kann er öffentlich beur-

kundet werden. Die Aufgaben, die der beauf-

tragten Person übertragen werden, sind klar 

zu umschreiben, wobei auch Weisungen für 

deren Umsetzung erteilt werden können. 

Wird die betroffene Person urteils- bzw. 

handlungsunfähig, muss die zuständige Er-

wachsenenschutzbehörde um Validierung 

des Vorsorgeauftrages ersucht werden. Die 

Erwachsenenschutzbehörde wird im Rahmen 

des Validierungsprozesses bei einem Arzt o-

der einer Ärztin ein Gutachten betreffend die 

Urteilsfähigkeit der betroffenen Person ein-

holen und prüfen, ob der Vorsorgeauftrag 

formgültig ist und ob die beauftragte Person 

geeignet ist, die ihr übertragene Aufgabe 

wahrzunehmen. Sie wird ein Gespräch mit 

der beauftragen Person vereinbaren. Dabei 

geht es auch darum, aufzuzeigen, welche Ver-

antwortung ein solches Engagement mit sich 

bringt und welche Arbeit unter Umständen 

auf die gewählte Vertrauensperson zukommt.  

Probleme mit der Validierung 

 

Der handgeschriebene Vorsorgeauftrag hat 

den Vorteil, dass er günstiger ist. Es fallen 

keine zusätzlichen Kosten für den Notar an. 

Viele Personen wollen aber auf Nummer si-

cher gehen und entscheiden sich deshalb für 

den öffentlich beurkundeten Vorsorgeauf-

trag. Doch Vorsicht, auch ein öffentlich beur-

kundeter Vorsorgeauftrag ist nicht per se 

rechtsgültig! Dies zeigt ein jüngst veröffent-

lichtes Urteil des Bundesgerichts vom 29. 

März 2022: Mit eigenhändig aufgesetztem 

Vorsorgeauftrag vom 29. Juni 2020 setzte Do-

ris A. (geb. 1931) ihren Sohn Beat A. als Vor-

sorgebeauftragten und ihren Sohn Albert A. 

als Ersatzvorsorgebeauftragten ein. Am 15. 

Juli 2020 ersuchten die zuständige Sozialar-

beiterin und die zuständige Ärztin des Kan-

tonsspitals die Kindes- und Erwachsenen-

schutzbehörde Basel-Stadt um Validierung 

dieses Vorsorgeauftrags.   

 

Am 13. Oktober 2020 suchte Albert A. mit sei-

ner Mutter eine Notarin auf. Dort wurde ein 

notariell beurkundeter Vorsorgeauftrag er-

richtet, mit welchem Doris A. sämtliche bisher 

errichteten Vorsorgeaufträge widerrief und 

Albert A. Vorsorgebeauftragten einsetzte.  

Weiter wurde darin festgelegt, dass sie allfäl-

lige Betreuung zu Hause erhalten und nicht in 

einem Pflegeheim untergebracht werden 

wolle. Gleichzeitig wurde bei der Notarin ein 

Kündigungsschreiben von Doris A. bezüglich 

ihres Aufenthalts im Pflegeheim verfasst. Al-

bert A. reichte diesen Vorsorgeauftrag in der 

Folge der Erwachsenenschutzbehörde ein. 

 

Gleichzeitig unternahm er Vorbereitungen für 

eine Rückkehr seiner Mutter in die von ihr frü-

her bewohnte Wohnung und kündigte mit 

Schreiben vom 28. Oktober 2020 den Aufent-

haltsvertrag seiner Mutter per 30. November 

2020. Beat A. erstattete am 13. November 

2020 der Erwachsenenschutzbehörde eine 

Gefährdungsmeldung. wonach Albert A. be-

absichtige, Doris A. aus dem Pflegeheim zu-

rück in ihre ehemalige Wohnung zu bringen.  

 

Nach verschiedenen Abklärungen und Stel-

lungnahmen von Familienmitgliedern erklärte 

die Erwachsenenschutzbehörde den von Do-

ris A. erstellten Vorsorgeauftrag vom 29. Juni 

2020 mit der Einsetzung von Beat A. als Vor-

sorgebeauftragten für wirksam. Gleichzeitig 

wurde festgestellt, dass der Vorsorgeauftrag 

vom 13. Oktober 2020 nicht rechtsgültig er-

stellt worden sei.  

 

Ausgabe 19 

Juni 2022 

Validierung des Vorsorgeauftrages  

Mittels Vorsorgeauftrag kann die Vertretung im Fall der Urteilsunfähigkeit geregelt werden. Was 

viele nicht wissen: Der Vorsorgeauftrag tritt nicht ohne weiteres in Kraft. Im Falle des Eintritts der 

Urteilsfähigkeit muss der Vorsorgeauftrag vorerst von der zuständigen Erwachsenenschutzbehörde 

validiert werden. Es ist deshalb besonders wichtig, dass die Formvorschriften eingehalten werden. 
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„Der Richter ist weder an 

die Bestätigung der Testier-

fähigkeit durch die Zeugen 

noch an die Erklärungen 

des Urkundsbeamten ge-

bunden“ 

 

   

Das Bundesgericht bestätigte den Entscheid 

der Erwachsenenschutzbehörde (BGE 

5A_732/2021). Die erhöhte Beweiskraft öf-

fentlicher Urkunden gemäss Art. 9 Abs. 1 ZGB 

gelte nur für die in der Urkunde bezeugten 

Tatsachen und nur für Tatsachen, um derent-

willen das Gesetz die Errichtung einer öffent-

lichen Urkunde vorsehe. So gilt beim öffentli-

chen Testament für die Erklärung der Zeugen 

keine Richtigkeitsvermutung, sondern diese 

stellt nur ein Indiz für die Urteilsfähigkeit dar. 

Der Richter ist weder an die Bestätigung der 

Testierfähigkeit durch die Zeugen noch an die 

Erklärungen des Urkundsbeamten gebun-

den. Gleiches gilt auch für die vorliegende 

Konstellation, in der der Notar kantonalrecht-

lich zur Prüfung der Urteilsfähigkeit verpflich-

tet ist. 

Selbst wenn dieser eine entsprechende Fest-

stellung in der öffentlichen Urkunde anbringt, 

kommt jener die erhöhte Beweiskraft im 

Sinne von Art. 9 ZGB nicht zu. 

Empfehlungen 

Wird der Vorsorgeauftrag erst im Alter oder 

bei Vorliegen einer Erkrankung errichtet, 

sollte der Vorsorgeauftrag nicht nur öffentlich 

beurkundet werden. Zusätzlich ist für den 

Zeitpunkt der Beurkundung ein Urteilsfähig-

keitszeugnis beim Arzt einzuholen.  

Jedoch besteht allgemein das Problem, dass 

bei der Nachlassplanung zahlreiche Details 

und Fallstricke beachtet werden müssen.  

 

Diese scheinen nicht immer logisch und sind 

deshalb für den Laien oft nicht erkennbar o-

der schwer verständlich. Auch bei vorder-

gründig einfachen Wünschen wird deshalb 

empfohlen, die vorbereiteten Dokumente 

von einem spezialisierten Anwalt überprüfen 

zu lassen; immerhin geht es dabei oft um sehr 

viel, ob  nun in finanzieller oder emotionaler 

Hinsicht.  

 

 

 

 Ehe für alle:  Finanzielle Folgen für gleichgeschlechtlichen Paare 
 

 Am 1. Juli 2022 tritt die Ehe für alle in Kraft. 

Diese Änderung ist sinnvoll und führt dazu, 

dass alle Eheleute in der Schweiz grundsätz-

lich gleichbehandelt werden. Eine Heirat ist so-

wohl aus juristischer wie aus ökonomischer 

Sicht eine gegenseitige Absicherung der Part-

ner/innen. Jedoch bringt die Ehe für gleichge-

schlechtliche Personen auch bisher kaum be-

kannte finanzielle Folgen mit sich. 

Zahlreiche Paare haben bereits einen Termin 

für ihre Trauung reserviert. Die meisten wollen 

eine eingetragene Partnerschaft in eine Ehe 

umwandeln lassen. Es wird aber auch möglich 

sein, eine Trauung mit vorgängigem Ehevorbe-

reitungsverfahren zu beantragen. Entschei-

dend dabei ist, dass Paare, die eine Ehevorbe-

reitung und Trauung wünschen, den Namen 

nach der Trauung neu bestimmen können. Die 

Umwandlung der eingetragenen Partner-

schaft ändert hingegen nichts an der Namens-

führung. 

Allerdings ergeben sich einige rechtliche Un-

klarheiten bei einer Trauung mit Ehevorberei-

tung, wenn zuvor eine eingetragene Partner-

schaft bestanden hat.  

So ist beispielsweise unklar, ob die Zeitdauer 

der eingetragenen Partnerschaft auf an-

knüpfende Rechtswirkungen angerechnet 

wird (z.B. Renten-Berechnung, Scheidung, 

erleichtertes Einbürgerungsgesuch). Die 

Wirkungen der Umwandlung der eingetra-

genen Partnerschaft in eine Ehe sind hinge-

gen im Partnerschaftsgesetz (PartG) unter 

Art. 35a geregelt. 

Was bisher ebenfalls kaum kommuniziert 

wurde und deshalb viele nicht wissen: Durch 

die Ehe ändert auch der Güterstand der 

gleichgeschlechtlich Paare von der Güter-

trennung zur Errungenschaftsbeteiligung. 

Besonders einschneidend ist diese Ände-

rung bei jenen Paaren, welche im Ausland 

geheiratet haben. Ihre Heirat wurde von der 

Schweiz bisher nicht anerkannt respektive 

als eingetragene Partnerschaft geführt. 

Durch die Ehe für alle werden diese Ehen 

nun auch in der Schweiz anerkannt und zwar 

rückwirkend auf den Zeitpunkt der Heirat. 

Die Annahme, bisher getrennte Vermögen 

geführt zu haben, fällt damit weg. 

Jede Ehegattin bzw. jeder Ehegatte kann, wenn 

er den Güterstand der Gütertrennung bis zum 

Inkrafttreten der «Ehe für alle» am 1. Juli 2022 

beibehalten möchte, dies der anderen Ehegat-

tin bzw. dem anderen Ehegatten zwischen 

dem 1. Januar 2022 und dem 30. Juni 2022 

schriftlich bekannt geben. Die Erklärung muss 

eigenhändig unterzeichnet werden. Ab dem 1. 

Juli 2022 unterstehen die Eheleute der Errun-

genschaftsbeteiligung, sofern sie keine andere 

ehevertragliche Vereinbarung getroffen ha-

ben. Wünschen die Eheleute weiterhin die Gü-

tertrennung, ist unverzüglich ein Ehevertrag 

abzuschliessen. Durch einen Ehevertrag kön-

nen die Eheleute ihren Güterstand modifizie-

ren oder einen anderen Güterstand (Güter-

trennung oder Gütergemeinschaft) wählen.  

 

Der Güterstand ist im Übrigen nicht nur bei ei-

ner Scheidung sondern auch im Todesfall rele-

vant, weil je nach System und ehevertraglicher 

Regelung mehr oder weniger Vermögenswerte 

in die Erbmasse fallen. Ein Ehevertrag wird des-

halb oft mit einem Erbvertrag kombiniert, was 

nicht zuletzt beim Vorhandensein von Nach-

kommen sinnvoll sein kann.  
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